Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7 12,7 SO 


07.11.74 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung des 
Artikels 107 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 
21. März 1972 über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Famiiien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 
— Drucksache 7/2364 — 


A. Problem 

Die im Interesse einer einheitlichen Durchführung in Artikel 107 
der EWG-Verordnung Nr. 574/72 getroffene Regelung zur Um- 
rechnung einer Währung in eine andere für die Berechnung, 
Zahlung oder Erstattung von Leistungen der sozialen Sicher- 
heit ist seit der Errichtung eines gemeinschaftlichen Wechsel- 
kurssystems der Mitgliedstaaten im April 1972 und des darauf 
erfolgten Übergangs der Währungen einiger Mitgliedsländer 
zum Floaten sowie der Währungsaufwertung anderer Mitglieds- 
länder überholt 


B. Lösung 

Um die aus diesem Sachverhalt entstandenen Nachteile zu be- 
seitigen und eine Gleichwertigkeit der Leistungen der sozialen 
Sicherheit in den verschiedenen Währungen zu gewährleisten, 
sollen nach dem Verordnungs Vorschlag bis zu einer Neufassung 
des Artikels 107 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 für mehrere 
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Mitgliedsländer vorübergehend Vorschriften Anwendung fin- 
den, die der währungspolitischen Wirklichkeit näher kommen. 

C. Alternativen 

keine 

Einstimmiger Ausschußbeschluß 

D. Kosten 

Für den Bundeshaushalt entstehen keine Aufwendungen. 
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A. Bericht des Abgeordneten Bredl 


Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 18. September 1974 den Vorschlag 
einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
des Artikels 107 der Verordnung (EWG) Nr, 574/72 
des Rates vom 21. März 1972 über die Durchführung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung 
der Systeme der sozialen Sidierheit auf Arbeitneh- 
mer und deren Familien, die innerhalb der Gemein- 
schaft zu- und abwandern — Drucksache 7/2364 — 
an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung über- 
wiesen, der die Vorlage in seiner Sitzung am 9. Ok- 
tober 1974 beraten hat. 

Die von der EG-Kommission vorgeschlagene Än- 
derung des Artikels 107 der Verordnung Nr. 574/72 
ist durch die Währungssituation der EG, insbeson- 
dere durch das Floaten und die Aufwertung einiger 
Währungen erforderlich geworden. 

Der neue Artikel löst nur einen Teil der Pro- 
bleme, soweit sie sich für die Erstfeststellung und 
Neuberechnung von Renten und für die Gewährung 
gewisser Barleistungen der Krankenversicherung, 
der Unfallversicherung und der Arbeitslosenver- 


sicherung ergeben. Mit dem Problem der Anwen- 
dung auf die laufenden Renten wird sich der zustän- 
dige Ausschuß der EG weiter befassen. Die Bundes- 
regierung teilte hierzu im Ausschuß mit, daß eine 
innerstaatliche Übergangsregelung im Einverneh- 
men mit den Versicherungsträgern und ihren Auf- 
sichtsbehörden z. Z. geprüft würde. Es sei vorge- 
sehen, die laufenden Renten erstmalig zum 1. Januar 
1975 und dann in gewissen zeitlichen Abständen 
umzurechnen. 

Der Ausschuß nahm zur Kenntnis, daß ein Vor- 
schlag des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses der EG vorliegt, der 
auf eine Verkürzung des Anwendungszeitraumes 
(Kalendervierteljahr anstatt Kalenderhalbjahr) ab- 
zielt. Dieser Vorschlag wird von der Bundesregie- 
rung unterstützt. 

Die Bundesregierung hat im Ausschuß klargestellt, 
daß der Verordnungsvorschlag das Problem der 
Kursverluste bei Rentenüberweisungen aus dem 
Ausland nicht löse. Erst eine Wirtschafts- und Wäh- 
rungsgemeinschaft könne solche Kursverluste aus- 
schließen. 


Bonn, den 6. November 1974 

Bredl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung des 
Artikels 107 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 
über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die inner- 
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern — Drucksache 7/2364 — zustimmend 
Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 9. Oktober 1974 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Bredl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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